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Beschlußempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß)

zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung
– Drucksache 14/74 Nr. 2.12 –

Mitteilung der Kommission
Anpassung und Förderung des Sozialen Dialogs auf Gemeinschaftsebene
Entwurf für einen Beschluß des Rates zur Änderung des Beschlusses 70/532/EWG
zur Einsetzung des Ständigen Ausschusses für Beschäftigungsfragen
der Europäischen Gemeinschaften
KOM(98) 322 endg.; Ratsdok. 10432/98

A. Problem

Die Kommission hat in der vorliegenden Mitteilung in verschiedenen
Punkten auf Stellungnahmen zu ihrem Konsultationspapier betref-
fend die Entwicklung des Sozialen Dialogs vom September 1996
(Dokument KOM[96] 448) reagiert.
Sie möchte die Schritte aufzeigen, die einzuleiten sind, um den So-
zialen Dialog auf europäischer Ebene zu stärken, um ihn anpassungs-
fähiger zu machen und die Arbeit der Sozialpartner enger mit der
Entwicklung und Umsetzung der politischen Strategien der Gemein-
schaft zu verknüpfen.
Eine der ersten Umsetzungsmaßnahmen ist der Beschlußvorschlag
der Kommission zur Verbesserung der Arbeitsweise des Ständigen
Ausschusses für Beschäftigungsfragen der Europäischen Gemein-
schaften – auch im Zusammenhang mit seiner Beteiligung an der
Ausarbeitung einer koordinierten Beschäftigungsstrategie der Ge-
meinschaft. Dabei geht es um Änderungen der Zusammensetzung
und Funktion des Ausschusses.
Außerdem will die Kommission die Repräsentativität der am Sozia-
len Dialog beteiligten Organisationen jährlich überprüfen.
Die Kommission ist den auch von der Bundesregierung unterstützten
Bemühungen um eine Reduzierung der Zahl der dreigliedrigen „Be-
ratenden Ausschüsse“ gefolgt und wird die Ausschüsse für die So-
ziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer mit dem Beratenden Aus-
schuß für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer in einem Ausschuß zu-
sammenfassen. Sie will auch die Beteiligung der Sozialpartner bei
Anhörungen auf sektoraler Ebene straffen und rationalisieren.
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Schließlich geht die Kommission in ihrer Mitteilung auf verschiede-
ne Aspekte der zukünftigen Weiterentwicklung des Sozialen Dialogs
ein (im Rahmen der Erweiterung der Gemeinschaft, der Förderung
des transnationalen, dezentralisierten Dialogs und der institutionellen
Förderung des Sozialen Dialogs).

B. Lösung

Kenntnisnahme der Vorlage und Aufforderung an die Bundesregie-
rung, die in der vorliegenden Beschlußempfehlung enthaltenen For-
derungen zu berücksichtigen.

Einstimmigkeit im Ausschuß bei Enthaltung der Mitglieder der
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P.

C. Alternativen

Es wurden keine Alternativvorstellungen erörtert.

D. Kosten

Kostenabschätzungen wurden nicht vorgenommen.
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Beschlußempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen:
Der Deutsche Bundestag begrüßt den Kommissionsentwurf (Anlage)
für einen Beschluß des Rates zur Änderung des Beschlusses
70/532/EWG zur Einsetzung des Ständigen Ausschusses für Be-
schäftigungsfragen der Europäischen Gemeinschaften – KOM(98)
322 endg. – als einen wichtigen Schritt zur Verbesserung der Funk-
tionalität und Effektivität des Ständigen Ausschusses für Beschäfti-
gungsfragen (StAB). Mit dieser Reform wird ein erster Grundstein
für die Weiterentwicklung und Intensivierung des Sozialen Dialogs
gelegt.
Der Deutsche Bundestag unterstützt die Zielsetzung der Bundesre-
gierung, die Reform des StAB voranzutreiben, damit unter deutscher
Ratspräsidentschaft die Arbeiten durch die Verabschiedung eines
gemeinsamen Standpunktes abgeschlossen werden können.
Der Deutsche Bundestag hält es für richtig, daß der StAB mehr
Flexibilität bei seiner Zusammensetzung erhält. Durch eine Verrin-
gerung der Zahl der Sozialpartner wird die Arbeit der Sitzungen
zudem effektiver werden. Dazu kann auch eine verbesserte Abstim-
mung in den Gruppen der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisa-
tionen beitragen.
Für den StAB ist von Bedeutung, daß seine beratende Funktion bei
der Entwicklung einer integrierten Strategie aus Wirtschafts-,
Finanz-, Struktur- und Arbeitsmarktpolitik gestärkt wird. Der
Deutsche Bundestag begrüßt deshalb, daß die Bundesregierung dar-
auf hinwirkt, daß die Stellungnahmen des StAB in die koordinierte
Beschäftigungsstrategie eingebunden wird.
Hierbei ist wichtig, daß der StAB gemeinsame Schlußfolgerungen
und Stellungnahmen erarbeiten kann. Der Deutsche Bundestag un-
terstützt deshalb ausdrücklich die Forderung der Bundesregierung,
daß der Text des Artikels 5 Abs. 1 entsprechend ergänzt wird.
Im übrigen wird die Unterrichtung der Bundesregierung (Drucksache
14/74 Nr. 2.12) zur Kenntnis genommen.

Bonn, den 20. Januar 1999

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung

Doris Barnett Leyla Onur
Vorsitzende Berichterstatterin
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Bericht der Abgeordneten Leyla Onur

I. Beratungsverlauf

Die Vorlage wurde gemäß § 93 Abs. 1 GO-BT mit
Drucksache 14/74 Nr. 2.12 dem Ausschuß für Arbeit
und Sozialordnung zur federführenden Beratung und
dem Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäi-
schen Union sowie dem Ausschuß für Angelegenheiten
der neuen Länder zur Mitberatung überwiesen.

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäi-
schen Union hat in seiner 5. Sitzung am 20. Januar 1999
die Vorlage beraten und mit den Stimmen der Fraktionen
SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, F.D.P.
und PDS empfohlen, die Vorlage zur Kenntnis zu neh-
men.

Der Ausschuß für Angelegenheiten der neuen Länder
hat in seiner 6. Sitzung am 20. Januar 1999 die Vorlage
beraten und zur Kenntnis genommen.

Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung hat die Unterrichtung in einer 7. Sitzung am
20. Januar 1999 beraten und abgeschlossen. Dabei hat er
sie einvernehmlich zur Kenntnis und die vorstehende
Entschließung angenommen.

II. Wesentlicher Inhalt

1. Die Kommission hat in der vorliegenden Mitteilung
in verschiedenen Punkten auf Stellungnahmen zu ih-
rem Konsultationspapier betreffend die Entwicklung
des Sozialen Dialogs vom September 1996 (Doku-
ment KOM[96] 448) reagiert. In der Mitteilung
möchte die Kommission die Mittel vorstellen, die sie
zur Anpassung und Förderung des Sozialen Dialogs
einzusetzen beabsichtigt. Es sollen die Schritte aufge-
zeigt werden, die ergriffen werden müssen, um den
Sozialen Dialog auf europäischer Ebene zu stärken,
um ihn anpassungsfähiger zu machen und die Arbeit
der Sozialpartner enger mit der Entwicklung und Um-
setzung der politischen Strategien der Gemeinschaft
zu verknüpfen. So will sie die Repräsentativität der
am Sozialen Dialog beteiligten Organisationen jähr-
lich überprüfen.

Eine der ersten Umsetzungsmaßnahmen ist der Be-
schlußvorschlag der Kommission zur Verbesserung
der Arbeitsweise des Ständigen Ausschusses für
Beschäftigungsfragen (StAB) der Europäischen Ge-
meinschaften – auch im Zusammenhang mit seiner
Beteiligung an der Ausarbeitung einer koordinierten
Beschäftigungsstrategie der Gemeinschaft.

Die Kommission ist den auch von der Bundesregie-
rung unterstützten Bemühungen um eine Reduzierung
der Zahl der dreigliedrigen „Beratenden Ausschüsse“
gefolgt und wird die Ausschüsse für die Soziale Si-
cherheit der Wanderarbeitnehmer mit dem Beraten-
den Ausschuß für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer

in einem Ausschuß zusammenfassen. Sie will auch
die Beteiligung der Sozialpartner bei Anhörungen auf
sektoraler Ebene straffen und rationalisieren.

Schließlich geht die Kommission in ihrer Mitteilung
auf  verschiedene Aspekte der zukünftigen Weiter-
entwicklung des Sozialen Dialogs ein (im Rahmen
der Erweiterung der Gemeinschaft, der Förderung des
transnationalen, dezentralisierten Dialogs und der
institutionellen Förderung des Sozialen Dialogs).

In dem der Mitteilung angefügten Beschlußvorschlag
der Kommission werden Änderungen in der Aufga-
benstellung und in der Zusammensetzung des StAB
vorgesehen, die zu einer Verbesserung der Funktio-
nalität und Effektivität des Ausschusses führen sollen.

Die praktische Umsetzung der von der Kommission
in Aussicht gestellten Maßnahmen und die spätere
Arbeitsweise des StAB hat politische Bedeutung im
Hinblick auf die Zusammensetzung mit den Sozial-
partnern, letztlich auch auf nationaler Ebene.

2. Die Bundesregierung hat in der Mitteilung der Kom-
mission die erneute Bestätigung der Absicht der
Kommission begrüßt, alle Organisationen, die dies
wünschen, zukünftig über die wichtigsten Initiativen
und Dokumente im Sozialbereich auf dem laufenden
zu halten. Die Bundesregierung begrüßt auch die
Absicht der Kommission, regelmäßig die Repräsenta-
tivität der am Sozialen Dialog im Sinne des Abkom-
mens über die Sozialpolitik zu beteiligenden Organi-
sationen zu prüfen. Die Bundesregierung vermißt
jedoch nach wie vor Ansätze zur Klärung der Rolle
der europäischen Institutionen im Entscheidungspro-
zeß nach dem Abkommen über die Sozialpolitik und
der zahlreichen verfahrensrechtlichen Fragen.

Die Bundesregierung unterstützt alle Bestrebungen,
ein solches dreigliedriges Gremium, wie es der StAB
darstellt – das einzige dieser Art unter den gemein-
schaftlichen Institutionen – zu einem effektiven
Werkzeug des Sozialen Dialogs auf europäischer
Ebene zu machen. Hierfür gibt der Vorschlag der
Kommission für die Zusammensetzung des StAB
größere Flexibilität, als er bisher bietet. Die beab-
sichtigte Verringerung der Zahl der Sozialpartner
ermöglicht eine größere Effektivität der Sitzungen.

III. Ausschußberatungen

Die Mitglieder der Fraktionen SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN führten aus, daß die Arbeits- und
Funktionsweise des Ständigen Ausschusses für Beschäf-
tigungsfragen reformbedürftig sei. Der Ausschuß habe in
der Vergangenheit aus 36 Vertretern der Sozialpartner
und 15 Vertretern der Mitgliedstaaten bestanden. Er habe
wenig zielorientiert gearbeitet. Unter deutscher Präsi-
dentschaft solle die Reform abgeschlossen werden. Sie
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habe insbesondere die Aufgabe, die unterschiedlichen
Standpunkte der einzelnen Mitgliedstaaten zu einem
gemeinsamen Standpunkt zusammenzuführen. Bereits
im März 1997 habe die Fraktion der SPD zur ersten
Mitteilung der Kommission einen Entschließungsantrag
im Ausschuß vorgelegt, der aufgrund der damaligen
Mehrheitsverhältnisse abgelehnt worden sei. Der Aus-
schuß für Beschäftigung müsse angemessene Arbeits-
möglichkeiten erhalten. Im Hinblick auf die Verkleine-
rung des Ausschusses werde es sicherlich zu einem
Kompromiß kommen. Der Ausschuß müsse in seiner
beratenden Funktion bei der Entwicklung einer inte-
grierten Strategie aus Wirtschaft-, Finanz-, Struktur- und
Arbeitsmarktpolitik gestärkt werden.
Die Vertreterin der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN mahnte darüber hinaus die Einbeziehung von Er-
werbsloseninitiativen an. Die Fraktion unterstütze die
Empfehlung, wie sie der angenommene Antrag der
Fraktion der SPD vorsehe.
Die Vertreter der Fraktion der CDU/CSU betonten die
Bedeutung des Sozialen Dialogs insbesondere infolge

der Einbeziehung des Protokolls über die Sozialpolitik in
den Vertrag von Amsterdam und aufgrund der wichtigen
Rolle der Sozialpartner im Rahmen der europäischen
Beschäftigungsstrategie. Vor diesem Hintergrund hielten
sie eine effektive Reform des Ständigen Ausschusses für
Beschäftigungsfragen für unerläßlich. Insbesondere solle
die Zusammensetzung des Ausschusses flexibler gestal-
ten werden. Die nicht am Sozialen Dialog beteiligten
Institutionen sollten stärker in die Entscheidungsprozes-
se im Bereich der Europäischen Sozialpolitik eingebun-
den werden.
Die Vertreterin der Fraktion der F.D.P. plädierte für
mehr Flexibilität bei der Zusammensetzung des Aus-
schusses. Er solle von der Kommission vor der Erarbei-
tung von Richtlinien konsultiert werden.
Die Vertreter der Fraktion der PDS hielten den vorge-
schlagenen Veränderungsansatz für richtig, weil es um
die Schaffung von Arbeitsplätzen für Beschäftigungslose
gehe. Sie wiesen auf das Netzwerk der europäischen
Arbeitslosen hin, das ungefähr 19 Millionen Arbeitslose
in Europa vertrete.

Bonn, den 20. Januar 1999

Leyla Onur
Berichterstatterin
























































































